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KONTAKT

Annuitätendarlehen
Nom.zins bei 3,5 % Tilg., 80% Beleih.
Kreditsumme 350.000 Euro
Banken mit LZ. mtl. Rate
Beratung vor Ort 10 Jahre in Euro

Überregionale Zinsangebote

Quelle: Stand: 18.03.2022

Weitere Informationen und Erläuterungen zum Thema

Wie Zins und Tilgungshöhe die
Laufzeit beeinflussen

www.aachener-zeitung.de/ratgeber/geld/
www.aachener-nachrichten.de/ratgeber/geld/

Trend: steigend

BB-Bank 1,42 1.435,00
Santander 1,65 1.502,08
Sparda-Bank West 1,75 1.531,25
Aachener Bank 1,76 1.534,17
PSD Bank West 1,89 1.572,08
Deutsche Bank 1,89 1.572,08

Hüttig & Rompf 1,30 1.400,00
Degussa Bank 1,65 1.502,08
Consorsbank 1,79 1.542,92
Comdirect 1,79 1.542,92
1822direkt 1,79 1.542,92
Debeka Bausparkasse 1,82 1.551,67
Allianz 1,98 1.598,33

BERLIN/SCHWERIN Bundesfinanz-
minister Christian Lindner (FDP)
hat sich für eine dauerhafte Sen-
kung der Umsatzsteuer in der Gas-
tronomie ausgesprochen. In einem
an den Deutschen Hotel- und Gast-
stättenverband (Dehoga) adressier-
ten Schreiben begründet Lindner
dies mit der weiterhin schwierigen
wirtschaftlichen Lage der Branche
aufgrund der Corona-Pandemie.
Bisher gilt der reduzierte Steuersatz
von sieben Prozent statt 19 Prozent
für Speisen in der Gastronomie bis
Ende 2022. (dpa)

KURZNOTIERT

Gastronomie: Bleibt
Umsatzsteuer gesenkt?

Welche Kosten für eine Zweitwohnung steuerlich absetzbar sind
STEUERRATGEBER

A rbeitnehmer, die aus beruf-
lichem Anlass einen dop-
pelten Haushalt begründet

haben, um nicht täglich von ihrem
Beschäftigungsort zum Wohnort
zurückkehren zu müssen, können
ihre notwendigen Mehraufwen-
dungen unter anderem für Verpfle-
gung, Unterkunft und Familien-
heimfahrten als Werbungskosten
geltend machen.

In gleicher Höhe können die-
se Mehraufwendungen auch vom
Arbeitgeber steuerfrei ersetzt wer-
den. Der Werbungskostenabzug
sowie der steuerfreie Arbeitgebe-
rersatz sind auch bei einer länge-
ren doppelten Haushaltsführung
für den gesamten Zeitraum der
auswärtigen Beschäftigung zuläs-
sig. Eine Ausnahme hiervon be-
steht bei den Verpflegungsmehr-
aufwendungen, welche lediglich
für die ersten drei Monate berück-
sichtigt werden können.

Entscheidend für den Wer-
bungskostenabzug beziehungs-

weise steuerfreien Arbeitgeberer-
satz ist, ob der Arbeitnehmer am
Ort seines Lebensmittelpunkts ei-
nen eigenen Hausstand unterhält
und ihm dadurch für zwei Woh-
nungen Unterhaltskosten entste-
hen. Die Kosten müssen angemes-
sen, vergleichbar und ortsüblich
sein. Vor allem, um die Angemes-
senheit der zu berücksichtigen-
den Kosten zu gewährleisten, wur-
den die tatsächlich entstehenden
Kosten für die Nutzung der Un-
terkunft auf 1000 Euro monat-
lich begrenzt. Dies sollte auch der
Vereinfachung des Besteuerungs-
verfahrens dienen, wirft aber auch
Fragen auf. Denn seit Einführung

der Vorschrift gibt es immer wie-
der Streit über den Umfang der be-
grenzten Unterkunftskosten und
was diesen zuzurechnen ist.

Bereits 2018 wurde der Streit da-
rüber rechtsanhängig, ob die not-
wendige Einrichtung der Zweit-
wohnung in diese Begrenzung
einzubeziehen ist oder nicht. Der
Bundesfinanzhof verneinte dies
steuerzahlerfreundlich mit Urteil
vom 04. April 2019 (Az. VI R 18/17).
Am 20. Mai 2020 stellte das Fi-
nanzgericht des Saarlandes durch
rechtskräftigen Gerichtsbescheid
(Az. 2 K 1251/17) klar, dass auch
Kosten für eine Garage oder ei-
nen Stellplatz am Beschäftigungs-
ort nicht in die Unterkunftskos-
ten einzubeziehen sind. Und nun
ist ein weiterer Fall in der Rechts-
findung.

Viele Städte und Gemeinden er-
heben für eine Zweitwohnung eine
Zweitwohnungssteuer. Bei der Un-
terkunft in einer Wohnung am Be-
schäftigungsort handelt es sich um

eine Zweitwohnung im Sinne der
Verordnung. Die zu klärende Fra-
ge liegt auf der Hand: Handelt es
sich bei der Zweitwohnungssteuer
um Unterkunftskosten und somit
um zu begrenzende Kosten, oder
ist die Zweitwohnungssteuer un-
begrenzt als Werbungskosten ab-
ziehbar.

In der Steuererklärung ansetzen

Das Finanzgericht München
rechnet in seinem Urteil vom
26.11.2021 (Az. 8 K 2143/21) die
Zweitwohnungssteuer nicht zu
den Unterkunftskosten und so-
mit nicht zu den auf 1000 Euro ge-
deckelten Werbungskosten. Für
die Richter handelt es sich bei den
Kosten, die etwa durch melde-
rechtliche Vorschriften wie die An-
meldung einer Zweitwohnung bei
der Gemeinde und die daraus re-
sultierenden Folgen, nämlich die
Festsetzung der Zweitwohnungs-
steuer, nicht um Unterkunftskos-

ten. Nach Ansicht des Gerichts
sind diese Kosten nicht zu begren-
zen.

Allerdings wurde die Revisi-
on beim Bundesfinanzhof zuge-
lassen und zwischenzeitlich auch
eingelegt (Az. VI R 30/21). Gleich-
wohl sollte im Falle der doppelten
Haushaltsführung die Zweitwoh-
nungssteuer in der Steuererklä-
rung angesetzt werden – gerade
dann, wenn die 1000 Euro monat-
lich überschritten wurden. Sofern
in zurückliegenden Jahren Ein-
kommensteuerbescheide noch
nicht rechtskräftig sind, sollte
auch hier noch der Antrag auf Be-
rücksichtigung erfolgen. Das Fi-
nanzamt wird wohl die Berück-
sichtigung ablehnen. Hiergegen
sollte jedoch Einspruch eingelegt
und mit Verweis auf das anhängi-
ge Verfahren beim Bundesfinanz-
hof Ruhen des Verfahrens bean-
tragt werden.
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EGBERT
DAHLEY
Steuerberater

V erdeckter Arbeitsmarkt –
wie findet mich die richtige
Stelle und was ist das über-

haupt? Nicht jede freie Stelle ist für
Jobsuchende als öffentliche Stel-
lenanzeige über ein Internetportal,
Apps, die Tageszeitung oder Fir-
menhomepages zu finden. Häufig
gehen Unternehmen bei der Per-
sonalsuche auch andere Wege. Wie
zum Beispiel bei der Mitarbeiter-
suche über die eigene Belegschaft.
Viele Personaler vertrauen auf die
persönliche Empfehlung und bau-
en hierzu ein Netzwerk aus vie-
len Akteuren auf. Die Stellenbe-
setzung über einen Fürsprecher

schafft Verbindlichkeit und mini-
miert das Risiko einer Fehlbeset-
zung. Außerdem sparen Unterneh-
men Zeit und Geld, da neben der
Ausschreibung auch der Aufwand
für die Durchführung von Aus-
wahlgesprächen reduziert wird.
Laut Erhebungen wird zwischen-
zeitlich nur noch jede dritte Stelle
öffentlich ausgeschrieben. Es gilt:
Je kleiner das Unternehmen, des-
to häufiger erfolgt eine Stellenbe-
setzung über „Vitamin B“. In Be-
rufen oder Regionen mit erhöhten
Fachkräfteengpässen gehen Un-
ternehmen mit Personalbedarf je-
doch wieder verstärkt an die Öf-
fentlichkeit und werben um neues
Personal.

Ansprechpartner bei Fragen: Regio-
nalagentur Region Aachen (Koordinati-
on der Beratungsstellen Perspektiven im
Erwerbsleben), Telefon: 0241/9278721-
43, E-Mail: regionalagentur@regionaa-
chen.de; Agentur für Arbeit (Berufs-
beratung im Erwerbsleben), Telefon:
0241/897-1111, E-Mail: Aachen-Dueren.
Projekt-Ich@arbeitsagentur.de

RATGEBER

SERIE
Perfekt
bewerben

MONTABAUR Deutschlands vier-
tes Mobilfunknetz soll im Sommer
nächsten Jahres starten. Das Tele-
kommunikationsunternehmen 1&1
will ab Mitte 2023 in allen Bundes-
ländern Antennen aktiviert haben,
über die 1&1-Kunden mit dem neu-
en 5G-Mobilfunknetz verbunden
werden. Dies sagte Ralph Dommer-
muth, Vorstandsvorsitzender des
1&1-Mutterkonzerns United Inter-
net und CEO bei 1&1. Zur geplan-
ten Abdeckung beim Start machte er
keine Angaben. Bis Ende 2025 muss
das 5G-Netz der Firma ein Viertel
der deutschen Haushalte erreichen
und bis Ende 2030 die Hälfte.„Diese
beiden Ziele wollen wir früher errei-
chen“, sagte der Manager.„Wir sind
mit Volldampf im Ausbau.“

VerpflichtungnachAuktion

Bisher gibt es mit der Deutschen
Telekom, mit Vodafone und O2
drei deutsche Mobilfunknet-
ze – bald kommt Nummer vier
dazu. Branchenexperten rech-
nen dann mit einem schärferen
Wettbewerb, der zu einem bes-
seren Preis-Leistungs-Verhält-
nis führen und demVerbraucher
nutzen dürfte. An den Orten, wo
noch keine 1&1-Antennen fun-
ken, werden die Kunden der Fir-
ma automatisch mit dem
4G-Netz von O2 ver-
bunden – dies
regelt
ein

„National Roaming“-Vertrag, den
1&1 nach zähem Ringen im Früh-
jahr 2021 mit Telefónica/O2 abge-
schlossen hat.

2019 hatte das Unternehmen aus
Montabaur bei einer Mobilfunkauk-
tion der Bundesnetzagentur erst-
mals in seiner Firmengeschichte
eigenes Spektrum ersteigert, und
zwar für rund 1,1 Milliarden Euro.
Laut damaligen Frequenzaufla-
gen ist die Firma verpflichtet, bis
Ende 2022 „1000 Basisstationen
für 5G-Anwendungen in Betrieb
zu nehmen“, wie es die Regulie-
rungsbehörde formuliert hat. Die-
se Auflage will 1&1 erfüllen. „Dann
kann man über unser Netz im In-
ternet surfen und telefonieren“, sagt
Dommermuth. „Es wird jedoch zu
diesem Zeitpunkt noch keine Mo-
bilitätsfunktionen unterstützen

im Sinne von Zell-
wechseln, da

dann noch
kein Nationa-
les Roaming
bereitsteht.“

Es han-
dele sich
vielmehr in

den ersten
Monaten um

ein sogenanntes
Festnetz-Er-

satzpro-

dukt, bei dem Mobilfunk über einen
WLAN-Router in einerWohnung ge-
sendet wird, sagt der Konzernchef.
Handys von anderen 1&1-Kunden,
die vorbeifahren, werden noch nicht
mit dem Netz verbunden – das soll
erst ab Mitte 2023 der Fall sein.

Warum geht es mit dem richtigen
5G-Mobilfunknetz erst im Sommer
2023 und nicht
schon Ende 2022
los? Dommer-
muth verweist
darauf, dass sein
Unternehmen als
Neueinsteiger sehr viel Arbeit vor
sich gehabt habe und der Abschluss
einer „National Roaming“-Verein-
barung vor dem Start des Netzbaus
unabdingbar gewesen sei. „Unsere
Kunden benötigen bereits in den
Jahren des Netzbaus überall Ver-
bindung“, sagt der Manager.„Wenn
man ein neues Netz errichten würde
und die Kunden erst einmal nur an
den eigenen Antennen Abdeckung
hätten, würde das nicht funktionie-
ren – dann hätte man schnell keine
Kunden mehr.“

Der Bau eines neuen Mobilfunk-
netzes ist teuer. Der Frequenzer-
werb und die verbindlich getätigten
Aufträge etwa für Glasfaserleitun-
gen, Antennen und Dienstleistun-
gen sowie die bereits getätigten Zah-
lungen summieren sich bis heute
nach denWorten von Dommermuth

auf etwa fünf Milliarden Euro. Die
Gesamtkosten für das Netz – also in-
klusive der zukünftigen Bestellun-
gen für weitere Bauphasen – werden
nach den Worten des Firmenchefs
noch deutlich höher ausfallen.

Technisch aufwendig wird auch
die sogenannte Migration der
1&1-Kunden, die bisher die Netze

von O2 und Voda-
fone nutzen. 1&1
habe mehr als elf
Millionen Mobil-
funk-Kunden –
die Übertragung

derer Nummern auf das neue 1&1-
Netz werde dauern. Bestandskun-
den nutzten vorerst weiter die an-
deren Netze. „Ihr Umzug auf unser
Netz beginnt im Herbst 2023 und
soll dann innerhalb eines Zeitraums
von zwei Jahren erfolgen.“

Umsatz gestiegen

1&1 legte jüngst Geschäftszahlen
vor. Im vergangenen Jahr stieg dem-
nach der Umsatz um 3,2 Prozent auf
3,9 Milliarden Euro. Bereinigt um
Sondereffekte erhöhte sich das Er-
gebnis vor Zinsen, Steuern und Ab-
schreibungen (Ebitda) um 5,3 Pro-
zent auf 672 Millionen Euro. Bei dem
Mutterkonzern United Internet ging
es ebenfalls aufwärts. 2022 soll das
Wachstum beider Firmen weiterge-
hen. (dpa)

Das vierte Mobilfunknetz wächst
Das Telekommunikationsunternehmen 1&1 will seine Kunden künftig über eigene Antennen
verbinden. Mit richtigem 5G soll es aber erst im Sommer des kommenden Jahres losgehen.

„Wir sindmitVolldampf
imAusbau.“

RalphDommermuth,
Chef von 1&1

Neuer Spieler auf demMobilfunkfeld: Ralph Dommermuth, Chef
des 1&1-Mutterkonzerns United Internet. FOTO: IMAGO

Habeck vereinbart
mit Katar
Partnerschaft
DOHADeutschland und Katar haben
nach den Worten von Bundeswirt-
schaftsminister Robert Habeck eine
langfristige Energiepartnerschaft
vereinbart. Dies ist ein Schritt auf
demWeg, angesichts des russischen
Angriffskriegs auf die Ukraine weni-
ger abhängig von russischem Gas zu
werden. Habeck sagte am Sonntag
in Doha nach einem Treffen mit dem
Emir von Katar, Tamim bin Hamad
Al Thani, es sei „großartigerweise“
fest vereinbart worden, eine lang-
fristige Energiepartnerschaft ein-
zugehen.

Die Unternehmen, die mit nach
Katar gekommen seien, würden
nun mit der katarischen Seite tief in
Vertragsverhandlungen einsteigen,
sagte Habeck, der keine Angaben
zu vereinbarten Mengen machen
wollte. Katar ist einer der weltweit
größten Exporteure von Flüssigerd-
gas (LNG). Vor der Reise hatte er ge-
sagt, es gehe zum einen um kurz-
fristige als auch um langfristige
Lieferungen. Habeck will den Bau
von LNG-Terminals in Deutsch-
land vorantreiben. Der Minister sag-
te, die vereinbarte Partnerschaft mit
Katar umfasse nicht nur LNG-Liefe-
rungen, sondern auch den Ausbau
von erneuerbaren Energien sowie
Maßnahmen zur Energieeffizienz.
In diesen Bereichen könnten deut-
sche Firmen viel anbieten. (dpa)

DGB-Chef schlägt
Tempo 100 auf
Autobahnen vor
BERLINDGB-Chef Reiner Hoffmann
hat mit Blick auf die hohen Sprit-
preise ein Tempolimit ins Gespräch
gebracht. „Wir könnten zeitlich be-
grenzt ein Tempolimit von 100 auf
Autobahnen und von 30 in den Städ-
ten einführen, um den Energiever-
brauch zu drosseln“, sagte er am
Wochenende. „Es ist richtig, jeden
Tropfen Benzin zu sparen, den wir
sparen können.“ Das sei aber noch
keine Antwort auf die strukturellen
Probleme, fügte er hinzu.„Wir müs-
sen Energiesicherheit schaffen, und
das gelingt vor allem mit dem Aus-
bau der erneuerbaren Energien.“

Hoffmann sprach sich für ge-
zielte Entlastungen aus. Konkret
macht sich der DGB für ein „Mo-
bilitätsgeld“ stark, das die Pend-
lerpauschale ersetzen könne. Die
Pauschale habe den Nachteil, dass
Beschäftigte mit kleinem Einkom-
men, die wenig Einkommenssteu-
ern zahlen, trotz gleich langem Ar-
beitsweg weniger entlastet würden
als Gutverdiener, heißt es in einem
Positionspapier. „Deshalb braucht
es ein Mobilitätsgeld, das unabhän-
gig vom Einkommen und Verkehrs-
mittel gewährt wird.“ (dpa)

Baldmit eigenen Sendemasten: Bislang nutzt 1&1 die Netze andererMobilfunkanbieter und zahlt dafürMiete. FOTO: DPA


